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EUROPÄISCHES  PARLAMENT 
VERTRAGSTEXTE 
betreffend 
die Institution des Europäischen Parlaments 
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AGO 
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PVI 
AB  KURZUNGEN 
Europäische Atomgemeinschaft 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Abkommen über gemeinsame Organe für die 
Europäischen Gemeinschaften 
Protokoll über die Beziehungen zum Europarat 
Protokoll über die Satzung des Gerichtshofes 
Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten 
(Befreiungen) Erster Teil: 
Zweiter Teil: 
Dritter Teil: 
EUROPÄISCHES  PARLAMENT 
VERTRAGSTEXTE 
betreffend 
die Institution des Europäischen Parlaments 
Synoptischer  Auszug  der  grundsätzlichen  Bestimmungen  der 
Verträge 
- über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, 
- zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
- zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 
soweit sie das Europäische Parlament betreffen 
Liste  der  Konsultationen  des  Europäischen  Parlaments  durch 
die Räte 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
- der Europäischen Atomgemeinschaft 
Sachregister  der  das  Europäische  Parlament  betreffenden  Be-
stimmungen  der drei  Verträge  (ausgenommen Konsultationen) ~
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 VERTRAG VOM 18.  APRIL 19S1  UBER  DIE  . 
GRUNDUNG DER  EGKS 
-Auszug-
Artikel.'i 
Die Organe der Gerneinsmatt sind: 
- die  Hohe Behörde, der ein  Be~ 
ratender  Ausschuß  zur  Seite 
steht; 
· - die  Gemeinsame  Versammlung, 
nachstehend "die Versammlung" 
genannt; 
- der Besondere Ministerrat, nach~ 
stehend "der Rat"  genannt; 
- der Gerichtshof. 
Artikel 17 
Die Hohe Behörde veröffentlicht all-
jährlich,  spätestens  einen  Monat ·vor 
·der Eröffnung der Sitzungsperiode der 
Versammlung,  einen  Gesamtbericht 
über  die  Tätigkeit  und  die  Verwal~ 
tungsausgaben der Gemeinschaft. 
Artikel 20 
Die Versammlung besteht aus Ver-
tretern der Völker der in der Gemein~ 
.4 
VERTRAG  VOM  25.  MÄRZ  1951  ZUR 
GRUNDUNG  DER  EWG 
_:_  Auszug ---,-
Artikel 4 
1.  Die der Gemeinschaft zugewiese·neri 
. Aufgaben werden durch folgende· Or-
gane wahrgenommen:  -
- eine Versammlung, 
-einen Rat, 
__;_  eine Kommission, 
- einen Gerichtshof. 
Jedes Organ handelt nach Maßg~be 
der  ihm  in  diesem Vertrag  zugewie- · 
senen Befugnisse. 
2.  Der Rat und die Komm~ssion  wer~ 
den von einem Wirtschafts~  und  Sozial~ · 
ausschuß mit beratender Aufgabe un-
terstützt. 
Artikel 156 
Die Kommission veröffentlicht jähr-
lich, und zwar spätestens einen Monat 
vor  Beginn  der  Sitzungsperiode  der 
Versammlu:ng,  einen  Gesamtbericnt  . 
über  die  Tätigkeit  der  Gemeinschaft  .... 
Artikel 122 
Der  Jahresbericht  der  Kommission 
an die Versammlung hat stets ein be- ~ .. 
sonderes Kapitel über  .die Entwicklung 
der sozialen Lage in der Gemeinschaft 
zu enthalten.  · 
Die  Versammlung  kann  die  Korn~ 
mission  auffordern,  Berichte  über  be-
sondere,  die soziale Lage  betr~ffende 
Fragen auszuarbeiten. 
Artikel 137 
Die Versammlung besteht aus Vet~ 
tretern der Völker der in der Gemein-VERTRAG  VOM  25.  MARZ  1957 
ZUR GRDNDUNG  DER  EAG 
-Auszug-
Artikel 3 
1.  Die der Gemeinschaft zugewiesenen 
Aufgaben werden  durch folgende  Or-
gane wahrgenommen: 
- eine Versammlung, 
einen Rat, 
- eine Kommission, 
- einen Gerichtshof. 
Jedes  Organ  handelt  nach  Maß-
gabe der ihm in diesem Vertrag zuge-
wiesenen Befugnisse. 
· 2.  Der Rat und die Kommission wer-
den von  einem  Wirtschafts- und  So-
zialausschuß  mit  beratender  Aufgabe 
unterstützt. 
Artikel 125 
Die Kommission veröffentlicht jähr-
lich,  und  zwar  spätestens  einen Mo-
nat  vor  Beginn  der  Sitzungsperiode 
der Versammlung, einen Gesamtbericht 
über die Tätigkeit der Gemeinschaft. 
Art ik  e 1  107 
Die Versammlung besteht aus Ver-
tretern der Völker der in der Gemein-
5 \' 
EGKS 
sehaft  zusammengeschlossenen  Staa-
.  ten; sie übt die. Kontrollbefugnisse aus, 
· d~e  ihr  nach  . diesem  Vertrage  zu-
stehen. 
Artikel 21  {*) 
Die  Versammlung  besteht aus .Ab-
geordneten,-die  einmal  jährlich  nach 
dem  von  jedem Hohen Vertragschlie-
ßenden Teil bestimmten Verfahren von 
den  Padamenten  aus  deren  Mitte  zu 
,ernennen oder in allgemeiner direkter 
Wahl zu' wählen sind. 
· Die  Zahl  der. Abgeordneten  wird 
wie folgt festgesetzt: 
Deutschland  . . . . . . . . . . . . . . . . .  18 
Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 
Frankreich  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18 
Italien  ............  ·..........  18 
Luxemburg  ..............  ~ . . .  4 
Niederlande  . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 
. Die Vertreter der Saatbevölkerung 
sind in die  Zahl der Frankreich  zuge-
wiesenen  Abgeordneten  eingerechnet. 
Artik  e 1 22 
Die Versammlung hält jährlich eine 
Sitzungsperiode ab. Sie tritt, ohne daß 
es einer Einberufung bedarf, am zwei-
ten. Dienstag des  Monats Mai  zusam-
men  ..  Die  Sitzungsperiode  darf  nicht 
.  über  das  Ende  des  laufend.en  Rech-
nungsjahres  hinaus  ausgedehnt  wer-
. den. 
Die Versammhuig kannauf Antrag 
des Rates  zu  einer  außerordentlichen 
EWG 
schaft  zusammengeschlössen·en · Staa-
ten;  sje übt die  Beratungs- und  Kon-
trollbefugnisse aus, die ihr nach dies~m 
Vertrag zustehen. 
A r t i k e I  138 (*) 
1.  Die Versammlung besteht aus Ab-
geordneten, die nach einem von jedem 
Mitgliedstaat  bestimmten  Verfahren 
von  den Parlamenten aus  ihrer Mitte 
ernannt werden. 
2.  Die Zahl dieser Abgeordneten wird · 
wie folgt festgesetzt: 
Belgien  ....................  . 
Deutschland  ...  ; .............• · 
Frankreich  .................  . 
Italien  ......................  . 
Luxemburg 
Niederlande 
14 
36 
36 
36 
'6' 
14 
3.  Die  Versammlung  arbeitet  Ent~ 
würfe  für  allgeme~ne  unmittelbare 
Wahlen nach einem einheitlichen Ver-
fahren in allen Mitgliedstaaten aus. 
Der Rat erläßt  einstimmig die ent-. 
sprechenden  Bestimmungen  und  emp-
fiehlt  sie den Mitgliedstaaten ·zur An-
nahme gemäß  ihren verfassungsreclit,. 
liehen Vorschriften.  ·  · 
Artikel 139 
Die Versammlung hält jährlich eine 
Sitzungsperiode ab. Sie tritt, ohne daß 
es  einer Einberufung bedarf,  am drit-
ten Dienstag des  Monats Oktoqer zu-
sammen  . 
Die Versammlung kann auf Antrag. 
der  Mehrheit  ihr er  Mitglieder  sowie EAG 
schaft zusammengeschlossenen Staaten; 
sie  übt  die  Beratungs- und  Kontroll-
befugnisse  aus,  die  ihr  nach  diesem 
Vertrag zustehen. 
A r t i k e 1 1  08 (*) 
1.  Die Versammlung besteht aus Ab-
geordneten, die nach einem von jedem 
Mitgliedstaat  bestimmten  Verfahren 
·von den Parlamenten aus ihrer Mitte 
ernannt werden. 
2~  Die Zahl dieser Abgeordneten wird 
wie folgt  festgesetzt: 
Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14 
Deutschland  . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 
Frankreich  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 
Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 
Luxemburg  . . . . . . . . . . . . • . . . .  6 
Niederlande  . . . . . . . . . . . . . . . .  14 
3.  Die  Versammlung  arbeitet  Ent-
würfe  für  allgemeine  unmittelbare 
Wahlen hach einem einheitlichen Ver-
fahren in allen Mitgliedstaaten aus. 
Der Rat erläßt einstimmig  die ent-
sprechenden  Bestimmungen  und emp-
fiehlt sie den Mitgliedstaaten zur An-
nahme gemäß  ihren verfassungsrecht-
lichen Vorschriften. 
Artike  I  109 
Die Versammlung hält jährlich eine 
Sitzungsperiode ab. Sie tritt,  ohne daß 
es  einer Einberufung bedarf,  am  drit-
ten Dienstag des Monats Oktober zu-
sammen. 
Die Versammlung kann auf Antrag 
der  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  sowie 
(*)  Artikel 1 und 2 des Abkommens 
über  gemeinsame  Organe  für  die 
Europäischen  Gemeinschaften  lauten: 
Artikel 1 
Die  Befugnisse  und  Zuständigkei-
ten, die der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft 
und  der  Vertrag  zur  Gründung  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  der 
Versammlung übertragen, werden un-
ter  den  in  diesen  Verträgen  vorge-
sehenen Bedingungen  durch  eine  ein-
zige  Versammlung  ausgeübt;  für  die 
Zusammensetzung  dieser  Versamm-
lung und die Bestellung ihrer Mitglie-
der sind Artikel 138  des Vertrags zur 
Gründung  der  Europäischen  Wirt-
. Schaftsgemeinschaft  und  Artikel  108 
des  Vertrags  zur  Gründung.  der 
Europäischen  Atomgemeinschaft  maß~ 
gebend. 
Artikel 2 
1.  Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit tritt 
die  in  Artikel  1  genannte  einzige 
Versammlung  an  die  Stelle  der  in 
Artikel 21  des Vertrags über die Grün-
dung  der  Europäischen  Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl vorgesehenen Ge-
meinsamen Versammlung.  Sie übt die 
Befugnisse  und  Zuständigkeiten,  .die 
der Gemeinsamen Versammlung durch 
den  genannten  Vertrag  übertragen 
worden  sind,  gemäß  dessen  Bestim-
mungen aus. 
7 EGKS 
·Sitzung  einberufen  werden;  um  zu 
Fragen ·Stellung  zu  nehmen, .die  ihr 
vom Rat vorgelegt werden. 
Sie  kann  ebenso _  au_f  Antrag  der 
Mehrheit _  ihrer.  Mitglieder  oder  der 
Hohen Behörde zu einer außerordent-
lichen  Sitzungsperiode  zusammen-
treten. 
Artikel 23 
Die Versammlung bestellt aus ihrer 
Mitte ihren  Präsidenten und die  Mit-
. glieder ihres  Büros. 
,Die Mitglieder der Hohen Behörde 
. können an alleri Sit:z:ungen teilnehmen. 
Der Präsident der Hohen Behörde oder 
die von ihr bestimmten Mitglieder sind 
auf ihten Antrag zu hören. 
Die Hohe Behörde antwortet münd-
lich oder schriftlich auf die ihr von der 
Versammlung od,er  deren. Mitgliedern 
gestellten Fragen. 
Die Mitglieder des Rates können ari 
allen Sitzungen teilnehmen  und  sind 
auf ihren Antrag zu hören. 
Artikel 24 
Die Versammlung erörtert in öffent-
licher Sitzung den  Gesamtbericht,  der 
ihr von der Hohen Behörde vorgelegt 
wird.  · 
Wird _auf  Grund  des  Berichts. ein 
Mißtrauensantrag eingebracht, so darf 
die Versammlung über diesen Antrag 
nicht vor Ablauf von mindestens drei 
Tagen nach seiner Einbringung und nur 
in offener Abstimmung entscheiden. 
8 
EWG 
auf Antrag des  Rates  oder-der  Kom-
mission· zu  einer  außerordentli&en-
Sitzungsperiode zusammentreten. 
Artikel 140 
Die Versammlung  wählt  aus  ihrer 
Mitte ihren  Präsidenten  und  ihr Prä-
sidium. 
Die  Mitglieder  der  Kommission 
können an allen Sitzungen .teilnehmen 
und müssen auf ihren Antrag im Na-
men der Kommission jederzeit gehört 
werden.  · 
Die  Kommission  antwortet  münd-
lich oder schriftlich auf die ihr von cler 
Versammlung oder von deren Mitglie- _ 
dern gestellten Fragen. 
Der Rat wird nadl Maßgabe seiner· 
Geschäftsordnung  von  der  Versamm-
lung jederzeit gehört.· 
Artikel 143 
Die Versammlung erörtert in öffent-
licher Sitzung den  jährlichen Gesamt--
bericht,  der  ihr  von  der  Kommission 
vorgelegt wird. 
Artikel 144 
Wird wegen der Tätigkeit der Korn;_ 
mission  ein  Mißtrauensantrag  einge-
. bracht, so darf die Versammlung nicht · 
vor Ablauf von drei Tagen nach seiner 
Einbringung  u.n:d  nur  in  offener  Ab- · 
sti~mung darüber  entscheiden. EAG 
auf Antrag  des  Rates  oder der  Kom-
mission  zu  einer  außerordentlichen 
Sitzungsperiode zusammentreten. 
Artikel  110 
Die  Versammlung  wählt aus  ihrer 
Mitte  ihren Präsidenten  und  ihr  Prä-
sidium. 
Die  Mitglieder  der  Kommission 
können an allen Sitzungen teilnehmen 
und  müssen  auf  ihren  Antrag  im 
Namen der  Komm~ssion jederzeit ge-
hört werden. 
Die  Kommission  antwortet  münd-
li.ch  oder schriftlich auf die ihr von der 
Versammlung  oder  von  deren  Mit-
gliedern gestellten Fragen. 
Der Rat wird nach Maßgabe seiner 
Geschäftsordnung  von  der  Versamm-
lung jederzeit gehört. 
Artikel  113 
Die Versammlung erörtert in öffent · 
licher Sitzung den jährlichen Gesamt-
bericht,  der  ihr von  der  Kommission 
vorgelegt  wird. 
Artikel  114 
Wird wegen der Tätigkei.t der Kom-
mission  ein  Mißtrauensantrag  einge-
bracht, so darf die Versammlung nicht 
vor Ablauf von drei Tagen nach seiner 
Einbringung  und  nur  in  offener  Ab-
stimmung darüber entscheiden. 
2.  Artikel  21  des  Vertrages  über  die 
Gründung  der  Europäischen  Gemein-
schaft für Kohle und Stahl wird daher 
mit  der  Aufnahme  der  Tätigkeit  der 
in Artikel  1  genannten einzigen Ver-
sammlung  aufgehoben  und  durch  fol-
gende Bestimmungen ersetzt: 
., A r t i k. e I  21 
1.  Die Versammlung besteht aus Ab-
geordneten, die nach einem von jedem 
Mitgliedstaat  bestimmten  Verfahren 
von den Parlamenten aus ihrer Mitte 
zu ernennen sind. 
2.  Die Zahl dieser Abgeordneten wird 
wie folgt festgesetzt: 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 
Belgien  ....................  . 
Frankreich .................  . 
Italien  .....................  . 
Luxemburg 
Niederlande 
14 
36 
36 
6 
14 
3.  Die  Versammlung  arbeitet  Ent-
würfe für allgemeine unmittelbare  Wah~ 
len  nach  einem  einheitlichen  Ver-
fahren in allen Mitgliedstaaten aus  .. 
Der Rat erläßt einstimmig die ent-
sprechenden Bestimmungen und emp-
fiehlt  sie den Mitgliedstaaten zur An-
nahme gemäß ihren verfassungsrecht-
lichen Vorschriften." 
9 EGKS 
Wird  der  Mißtrauensantrag.  mit 
, Zweidrittelmehrheit  der  abgegebenen 
Stimmen  und  mit  der  Mehrheit  der 
·Stimmen  aller  Mitglieder  der  Ver-
sammlung angenommen, so müssen die 
Mitglieder  der  Hohen  Behörde  ge-
schlossen zurücktreten. Sie führen  die 
laufenden  Geschäfte  bis  zu  ihrer  Ab-
. lösunggemäß ArtikellO weiter. 
Artikel 25 
Die Versammlung-gibt sich eine ·Ge-
. schäftsordnung;  hierzu  ist  Stimmen-
mehrheit ihrer. Mitglieder erforderlich. 
Die  Verhandlungen der  Versamm-
lung  werden  nach  den. Bestimmungen 
dieser  Geschäftsordnung  veröffent-· 
licht. 
A r t i k e 1 78 (**) 
§ 1.'  Das  Rechnungsjahr  der  Ge-
meinschaft beginnt am 1. Juli und end_et 
am 30. Juni. 
§ 2.  Die  Verwaltungsausgaben der 
Gemeinschaft  umfassen' die  Ausgaben 
der Hohen  Behörde  einschließl-ich  der 
Ausgaben  für  den  Beratenden  Aus-
schuß, die Ausgaben des Gerichtshofes, 
des Sekretariats der Versall).mlung und 
des Sekretariats des Rates. 
10 
EWG 
Wird der Mißtrauensantrag mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen .  und  mit der Mehr-
heit der, Mitglieder der Versammlung 
angenommen,  so  müs-se-n  die  Mitglie~ 
.der  der  Kommission  geschlossen  ihr 
Amt  niederlegen.  Sie  führen  die  lau-
fenden  Geschäfte  bis  zur  Ernennung 
ihrer  Nachfolger  gemäß  Artikel  158  · 
weiter. 
Artikel 142 
Die Versammlung gibt sich ihre ·Ge-
schäftsordnung;  hierzu  sind  die Stim-
men  der  Mehrheit  ihrer  Mitglieder 
erforderlich. 
Die  V er  handlungsniederschritten 
der  Versammlung ·werden  nach  den· 
Bestimmungen  dieser  Geschä-ftsord~ 
nung veröffentlicht. 
Artikel 141 
Soweit dieser  Vertrag nicht. etwas 
anderes bestimmt, beschließt die Ver-
sammlung mit der absoluten Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 
Die Geschäftsordnung legt  die ·Be-
schlußfähigkeit fest. 
Artikel 203 _(**) 
1.  Das Haushaltsjahr beginntarn 1. Ja-' 
nuar und endet am 31. Dez€mber. EAG 
Wird der Mißtrauensantrag mit der 
Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  ab-
gegebenen Stimmen und mit der Mehr-
heit der Mitglieder der Versammlung 
angenommen,  so  müssen  die  Mitglie-
der  der  Kommission  geschlossen  ihr 
Amt  niederlegen.  Sie  führen  die  lau-
fenden  Geschäfte  bis  zur  Ernennung 
ihrer.  Nachfolger  gemäß  Artikel  127 
weiter. 
Artikel 112 
DieVersammlung gibt sich ihre Ge-
schäftsordnung;  hierzu  sind die Stim-
men der Mehrheit ihrer Mitglieder er-
forderlich. 
Die Verhandlungsniederschriften der 
Versammlung  werden  nach  den  Be-
stimmungen  dieser  Geschäftsordnung 
veröffentlicht. 
Artikel 111 
Soweit  dieser  Vertrag  nichts  an-
deres  bestimmt,  beschließt  die  Ver-
sammlung mit der absoluten Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 
Die  Geschäftsordnung legt die  Be-
schlußfähigkeit fest. 
Artikel 177 (*•) 
1.  Das Haushaltsjahr beginnt am 1. Ja-
nuar und endet am 31. Dezember. 
(  ..  ) Artikel 6 des Abkommens über 
gemeinsame  Organe  für  die  Euro-
päischen  Gemeinschatten  hat  folgen-
den Wortlaut: 
Artikel 6 
Die  Verwaltungskosten  der  einzi-
gen  Versammlung,  des  einzigen  Ge-. 
ris::htshofes  und  des  einzigen  Wirt-
schafts- und Sozialausschusses werden 
zu gleichen Teilen von den beteiligten 
Gemeinschaften getragen. 
11 EGKS 
§ 3.  Jedes Organ der Gemeinschaft 
.stellt einen nach Artikeln und Kapiteln 
gegliederten Haushaltsvoranschlag sei-
ner  __ Verwaltungsausgaben auf. 
Die  Anzahl  der  Bediensteten,  die 
Stufen ihrer Gehälter, Vergütungen und 
Ruhegehälter,  soweit  sie  nidlt  auf 
Grund einer anderen Bestimmung des 
Vertrages  oder  einer  Durdlführungs-
vorschrift  geregelt  werden,  und  .  die 
außerordentlichen  Ausgaben  werden 
jedodl im voraus durch einen Ausschuß 
festgesetzt,  der  aus  den  Präsidenten 
des Gerichtshofes, der·  Hohen Behörde, 
der ·versammlung und  des  Rates  be-
steht.  In  diesem  Ausschuß  führt  der 
Präsident  des  Gerichtshofes  den  Vor-
sitz. 
Die Haushaltsvoranschläge werden 
, in einem allgemeinen Haushaltsvoran-
schlag zusammengefaßt, der einen be-
sonderen  Abschnitt  für  die  Ausgaben 
jedes  dies.er  Organe  enthält  und  der 
von dem im vorstehenden Absatz ge-
nannten Ausschuß der Präsidenten ver-
.abschiedet wird. 
Die  Festsetzung  des  allgemeinen 
Haushaltsvoransclilags bedeutet für die 
Hohe Behörde Ermächtigung und Ver-
pflichtung,. den Betrag der entsprechen-
. den  Einnahmen  gemäß  Artikel 49  zu 
erheben. Oie Hohe Bebörde stellt die für 
die, Arbeit ·jedes  der  Organe  vorge-
.  sehenen  Mittel  dem zuständigen  Prä-
sidenten zur Verfügung, der Verpflich-
tungen  zu  Zahlungen  ·eingehen  oder 
. veranlassen  oder  Zahlungen  leisteil 
kann. 
Der Ausschuß der Präsidenten kann 
Ubertragungen  innerhalb  der  Kapitel 
12 
EWG 
2.  Jedes  "organ  der  Gemeinschaft 
stellt  einen  Haushaltsv:oransdllag  für 
seine Ausgaben  auf.  Die  Kommission 
faßt diese Voranschläge in einem Vor-, 
entwurffür den Haushaltsplan zusam7 
men. Sie fügt eine Stellungnahme bei, 
die  abweichende  Voranschläge  ent-
halten kann. 
Die Kommission legt dem Rat den 
Vorentwurf  des  Haushaltsplans  bis 
zum 30,  September des Jahres vor, das 
dem  entsprechenden  Haushaltsjahr 
vorausgeht. 
Der Rat setzt sich mit der Kommis-
sion  und  gegebenenfalls  den anderen 
beteiligten  Organen  ·ins  Benehmen, 
wenn  er  von  dem  Vorentwurf  ab--
weichen will. EAG 
2.  Jedes Organ der Gemeinschaft stellt 
einen  Haushaltsvoranschlag  für  seine 
Verwaltungsausgaben  auf.  Die  Kom-
mission  faßt  diese  Voranschläge  in 
einem  Vorentwurf  für  den  Verwal-
tungshaushalt zusammen. Sie fügt eine 
Stellungnahme  bei,  die  abweichende 
Voranschläge  enthalten  kann.  Sie 
arbeitet ferner den Vorentwurf für den 
J:orschungs- und  Investitionshaushalt 
aus. 
Die  Kommission legt  dem  Rat  die 
Vorentwürfe  der  Haushaltspläne  bis 
zum 30.  September des Jahres vor, das 
dem entsprechenden Haushaltsjahr vor-
ausgeht. 
Der  Rat  setzt  sich  mit  der  Kom-
mission upd gegebenenfalls den ande-
renbeteiligten Organen ins Benehmen, 
wenn  er  von, den  Vorentwürfen  ab-
weichen will. 
Die  Durchführungsvorschriften  zu 
diesem  Artikel  werden  von  den  zu-
ständigen  Stellen  jeder  Gemeinschaft 
im  gegenseitigen  Einvernehmen  fest-
gelegt. 
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oder  von  Kapitel  zu  Kapitel  geneh-
migen. 
§ 4.  Der· allgem~ine Haushaltsvor-
. an~<;filag wird in den Jahresbericht auf-
genommen,  der  von  der  Hohen  Be-
hörde nad1Artikel17 der Versammlung 
vorzulegen ist. 
§ 5.  Falls es die Arbeiten der Hohen 
. Behörde oder des Gerichtshofes erfor-
dern,  können  ihre  Präsidenten  dem 
Ausschuß  der  Präsidenten  einen  zu-
sätzlichen  Haushaltsvoranschlag  vor-
legen,  für  den  die  gleichen  Vorschrif-
ten wie für den allgemeinen Haushalts-
voranschlag gelten. 
§ 6.  Der Rat bestellt für die Dauer' 
vpn  3  Jahren  einen  Rechnungsprüfer, 
dessen Auftrag erneuert werden kann 
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3.  Der  Rat_ stellt den Entwurf des Haus-
haltsplans  mit  qual~fizierter Mehrheit 
auf  und  leitet  ihn  sodann  der  Ver-
sammlung zu. 
Der Entwurf des Haushaltsplans ist 
der  Versammlung  spätestens  am 
31.  Oktober  des  Jahres  vorzuleg'en~ 
das  dem  entsprechenden  Haushalts-
jahr vorausgeht. 
Die  Versammlung  ist  beredltigt, 
dem Rat Änderungen des Entwurfs des 
Haushaltsplans vorzuschlagen; 
4.  Hat die Versammlung binnea einem 
Monat nach Vorlage des Entwurfs. des 
Haushaltsplans  ihre  Zustimmung  er-
teilt  oder  dem  Rat  keine- Stellung-
nahme zugeleitet,  so  gilt der Entwurf 
des Haushaltsplans als endgültig fest-. 
g~stellt. 
Hat  die  Versammlung  innerhalb 
dieser  Frist  Änderungen  vorgeschla~ 
gen1  so  wird  der  geänderte  Entwurf 
des  Haushaltsplans  dem  Rat  zugelei~ 
tet. Dieser berät darüber mit der Kom-
mission  und  gegebenenfalls  mit  den 
anderen beteiligten Organen und stellt 
den  Haushaltsplan  mit  qualifizierter 
Mehrheit _endgültig fest. 
A_rtikel 206. 
Die Rechnung über alle Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Haushalts  wird 
durch einen Kontrollausschuß geprüft; EAG 
3.  Der  Rat  stellt  die  Entwürfe  der 
Ha~shal  tspläne mit qualifizierter Mehr-
heit auf und leitet sie sodann der Ver-
sammlung  zu. 
Die  Entwürfe  der  Haushaltspläne 
sind der Versammlung spätestens am 
31. Oktober des Jahres vorzulegen, das 
dem entsprechenden Haushaltsjahr  vor-
ausgeht. 
. Die  Versammlung  ist  berechtigt, 
dem Rat Änderungen der Entwürfe der 
Haushaltspläne  vorzuschlagen. 
4.  Hat die Versammlung binnen einem 
Monat nach Vorlage der Entwürfe der 
Haushaltsp~äne  ihre  Zustimmung  er-
teilt oder dem Rat keine Stellungnahme 
zugeleitet, so gelten die Entwürfe der 
Haushaltspläne  als  endgültig  festge-
stellt. 
Hat  die  Versammlung  innerhalb 
dieser  Frist  Änderungen  vorgeschla-
gen,.  so  werden  die  geänderten  Ent-
würfe der Haushaltspläne dem Rat zu-
geleitet. Dieser berät darüber mit der 
Kommission  und  gegebenenfalls  mit 
den anderen beteiligten  Organen und 
stellt  die  Haushaltspläne  mit  quali-
fizierter Mehrheit endgültig  fest,  vor-
behaltlich derGrenzen, die sich aus den 
mit  Ausgaben verbundenen  Program-
men oder Beschlüssen ergeben, welche 
auf  Grund  dieses  Vertrags  die  Ein-
stimmigkeit des Rates erfordern. 
Artikel 180 
Die Rechnung über alle Einnahmen 
und Ausgaben  eines  jeden Haushalts 
wird durch einen Kontrollausschuß ge-
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und  der  seine  Tätigkeit  völlig  unab-
hängig  ausübt.  Das  Amt  des  ReCh-
nungsprüfers  ist  mit  jeder  anderen 
. Tätigkeit bei einem Organ oder einer 
Dienststelle  der  Gemeinschaft  Unver-
einbar. 
Der  Rechnungsprüfer  hat  jährliCh 
einen  BeriCht  über  die  Ordnungs-
mäßigkeit  der  Buchführung  und  des 
Finanzgebarens der  ~inzelnen Organe 
zu erstatten. Er hat diesen Bericht· spä-
testens sechs Monate nach Sc:hluß  des 
Rechnungsjahres  abzufassen,  auf  das 
sich der Abschluß bezieht, und ihn dem 
Ausschuß der Präsidenten zuzuleiten. 
Die Hohe Behörde  übermitt~lt der 
Versammlung  diesen  Bericht  zugleich. 
mit  dem  in  Artikel 17  vorgesehenen 
Bericht. 
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dieser besteht  aus  Rechnungsprüfern, 
die volle Gewähr für ihre Unabhängig-
keit  bieten  müssen;  einer  der  Prüfer 
fuhrt  den  Vorsitz.  Der  Rat  iegt 'diec 
Zahl der Rechnungsprüfer  einstimmig 
fest.  DiE!'  Rechnungsprüfer  und.  der 
Vorsitzende  des  Kontrollausschusses 
werden vom Rat  einstimmig  auf  fünf 
Jahre  bestellt.  Ihre  Vergütung. wir(! 
vom  Rat ·mit  qualifizierter  Mehrheit 
festgelegt. 
Dur<;:h  die  Prüfung,  die  an  Hand 
der  Rechnungsunterlagen  und  erfor-
derlichenfalls an Ort und Stelle durch  .. 
geführt  wird,  stellt  der  Kontrollaus-
schuß  die  Rechtmäßigkeit  und  Ord-
nungsmäßigkeit  der  Einnahmen  und 
Ausgaben fest und überze·ugt sich vori. 
der· Wirtschaftlichkeit der Haushahs-
führung.  Nach  Abschluß  eines  jeden 
Haushaltsjahres erstattet der Kontroll-
ausschuß einen Bericht,·  den er :mit der 
Mehrheit  seiner  Mitglieder  annimmt. 
Die Kommission legt dem Rat und 
der  Versammlung  jährlich  die  Rech-
nung  des  abgelaufenen . Haushalts:.. 
jahres für die Rechnungsvorgänge des 
Haushaltsplans  zusammen  mit  dem 
Bericht  des  Kontrollausschusses  vor. 
Sie übermittelt ihnen ferner eine Ober-
sicht  über  das  Vermögen  und  die 
Schulden der Gemeinschaft.  · 
Der Rat erteilt der Kamtnission mit 
qualifizierter Mehrheit Entlastung zur 
Ausführung  des  Haushaltsplans.  Er 
teilt seine Entscheidung derVersamm-
lung mit. EAG 
prüft;  dieser  besteht  aus  Rechnungs-
prüfern, die volle Gewähr für ihre Un-
abhängigkeit bieten müssen; einer der 
Prüfer führt den Vorsitz. Der Rat legt 
die Zahl der Rechnungsprüfer einstim-
mig fest. Die Rechnungsprüfer und der 
Vorsitzende  des  Kontrollausschusses 
werden vom  Rat  einstimmig  auf fünf 
Jahre  bestellt.  Ihre  Vergütung  wird 
vom  Rat  mit  qualifizierter  Mehrheit 
festgelegt. 
Durch die Prüfung, die an Hand der 
Rechnungsunterlagen  und  erforder-
lichenfalls an Ort und Stelle durchge-
führt wird, stellt der Kontrollausschuß 
die  Rechtmäßigkeit  und  Ordnungs-
mäßigkeit  der  Einnahmen  und  Aus-
gaben fest und überzeugt sich von der 
Wirtschaftlichkeit  der  Haushaltsfüh-
rung. Nach Abschluß eines· jeden Haus-
haltsjahres  erstattet  der  Kontrollaus-
schuß  einen  Bericht,  den  er  mit  der 
Mehrheit seiner Mitglieder annimmt. 
Die Kommission legt dem Rat und 
der  Versammlung  jährlich  die· Rech-
nung des abgelaufenen Haushai  tsjahres 
für die Rechnungsvorgänge jedes Haus-
haltsplans zusammen mit dem Bericht 
des Kontrollausschusses vor. Sie über-
mittelt  ihnen  "ferner  eine  Dbersicht 
über das Vermögen und die  Schulden 
der  Gemeinschaft. 
Der Rat erteilt der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit Entlastung zur 
Ausführung  eines  jeden  Haushalts-
plans.  Er  teilt  seine  Entscheidungen 
der Versammlung mit. 
2 
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Art  i k e 1 94 (*''} 
Die  Verbindung  zwischen  den  Or-
ganen  der  Gemeinschaft  und  dem 
Europarat  wird  nach  Maßgabe  eines 
Zusatzprotokolls sichergestellt. 
A rtik  e 1 95 
Erfordern  nach  Ablauf der in  dem 
Abkommen  über  die  Ubergangsbe-
'stimmungen vorgesehenen Ubergangs-
zeit  unvorhergesehene,  durch  die  Er-
fahrung sichtbar gewordene Schwierig-
keiten  bei  den  Einzelheiten  der 
Anwendung dieses Vertrages oder eine 
tiefgehende Anderung  der wirtschaft'" 
liehen  oder  tedmischen Bedingungen, 
die  unmittelbar  den  gemeinsamen 
Markt für Kohle und Stahl beeinflußt, 
eine Anpassung der VorsChriften über 
die  der  Hohen  Behörde übertragenen 
B.efugnisse;  so  können  geeignete  Ab-
änderungen  vorgenommen  werden; 
diese dürfen weder die Bestimmungen 
der Artikel 2,  3  und  4  noch  das  Ver-
hältnis  zwischen  den  der  Hohen Be-
hörde  und  den  den  anderen  Organen 
der Gemeinschaft zugewiesenen Befug-
nissen beeinträchtigen  .. 
Diese Änderungen werden als Vor-
scbU-lge  von  der  Hohen  Behörde  und 
dem  mit  einer  Mehrheit  von  fünf 
Sechsteln  seiner  Mitglieder  beschlie-
ßenden  Rat  in  gegenseitigem  Einver-
·nehmen aufgestellt und dem Gerichts-
hof  zur  Stellungnahme  unterbreitet. 
Der Gerichtshof hat für seine Prüfung 
eine  tatsächlich  und  rechtlich  unbe-
schränkte Nachprüfungsbefugnis. Stellt 
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Artikel 230 
Die Gemeinschaft führt jede.zweck-~ 
dienliche·  Zusammenarbeit  mit  dem. 
Europarat herbei. EAG 
A rti  k e 1 200 
Die Gemeinschaft führt jede zweck-
dienliche  Zusammenarbeit  mit  dem 
Europarat herbei. 
(•*•)  Artikel  2  des  Protokolls  über 
die Beziehungen zum Europarat lautet: 
Artikel 2 
Die Versammlung der Gemeinschaft 
übermittelt jedes Jahr der Beratenden 
Versammlung  des  Europarates  einen 
Tätigkeitsbericht. 
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der Gerichtshof auf Grund seiner Prü-
furig  fest,  daß die Vorschläge mit den 
Bestimmungen  des  vorstehenden  Ab-
'satzes übereinstimmen, so werden die 
.  Von~chläge  der  Versammlung  zuge-
. leitet.  Sie  treten  in  Kraft,· wenn  sie 
··mit  einer Mehrheit von drei Vierteln 
· der  abgegebenen  Stimmen  und  zwei 
Dritteln der Mitglieder der Versamm-
lung gebilligt werden. 
PROTOKOLL UBER DIE VORRECHTE UND 
IMMUNITATEN DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFT FUR KOHLE UND STAHL 
-·Auszug-
Artikel 5 
Die  Organe  der  Gemeinschaft  ge-
nießen  auf  dem  Gebiete  jedes  Mit-
gliedstaates  für  ihre  amtliche  Nach-
richtenübermittlung  die  gleiche  Be-
handlung wie die diplomatischen Ver-
tretungen. 
·oer.amtliche Schriftwechsel und die 
übrige  amtliche  Nachrichtenübermitt-
lung  der  Organe  der  Gemeinsch,aft 
dürfen: nicht zensiert werden. 
Artikel 6 
Der  Präsident  der Hohen  Behörde 
stellt ihren Mitgliedern und den höhe-
ren Beamten der Organe der Gemein-
schaft  Ausweise  aus.  Diese  Ausweise 
·  · sind von  den Behörden· der Mitglied-
staaten  als· gültige  Reiseausweise an-
zuerkennen. 
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PROTOKOLL UBER  DIE VORRECHTE-UND 
BEFREIUNGEN  DER  BUROPAISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT. 
-Auszug~ 
Artikel 5 
Den  Organen  der  Gemeinschaft 
steht  für  ihre  amtliche  Nachrichten-
übermittlung  und  die  Uberrilittlung 
aller  ihrer  Schriftstücke  im  Hoheits-
gebiet jedes  Mitgliedstaates die gleiche 
Behandlung  wie  den  diplomatischen 
Vertretungen zu.  ·  · 
Der amtliche Schriftverkehr und die 
sonstige amtliche Nachrichtenüb~rmitt- · 
lung  der  Organe  der  Gemeinschaft 
unterliegen  nicht  der  Zensur.  · 
Artikel 6 
Die  Präsidenten  der  Organe  der 
Gemeinschaft können den Mitgliedern 
und Bediensteten  dieser Organe Aus-
weise ausstellen, deren Form vom Rat 
bestimmt  wird  und  die  von· den  Be-
hörden  der  Mitgliedstaaten  als  gül-
tige Reiseausweise anerkannt· werden  .. EAG 
PROTOKOLL UBER DIE VORRECHTE UND 
BEFREIUNGEN  DER  EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT 
-Auszug-
Artikel 5 
Den Organen der Gemeinschaft steht 
für ihre amtliche Nachrichtenübermitt-
lung und die Uberrnittlung aller ihrer 
Schriftstücke  im  Hoheitsgebiet  jedes 
Mitgliedstaates  die  gleiche  Behand-
lung  wie  den  diplomatischen  Vertre-
tungen zu. 
Der amtliche Schriftverkehr und die 
sonstige amtliche Nachrichtenübermitt-
lung  der  Organe  der  Gemeinschaft 
unterliegen nicht der Zensur. 
Artikel 6 
Die  Präsidenten  der  Organe  der 
Gemeinschaft können  den Mitgliedern 
und  Bediensteten dieser Organe Aus-
weise ausstellen, deren Form vom Rat 
bestimmt wird und die von den Behör-
den  der  Mitgliedstaaten ·als  gültige 
Reiseausweise anerkannt werden. Diese 
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Artikel 7 
Die  Hin- und  Rückreise  der  Mit-
glieder der Versammlung nach und von 
dem  Tagungsort  der  Versammlung 
unterliegt keinerlei  verwaltungsmäßi-
gen  oder  sonstigen  Beschränkungen. 
Die  Mitglieder  der  Versammlung 
erhalten  für  Zollabfertigung  und  De-
visenkontrolle:  ·  · 
a)  seitens  ihrer  eigenen  Regierung 
dieselben  Erleichterungen  wie.  hohe 
Be~mte, die  sich  in  dienstlichem  Auf-
trag  vorübergehend  ins  Ausland  be-
geben; 
b)  seitens der Regierungen der ande-
ren  Mitgliedstaaten dieselben  Erleich-
t~rungen  wie  die  Vertreter  auslän-
discher Regierungen, die sich in· dienst-
lichem  Auftrag  vorübergehend  in 
ihrem Lande aufhalten. 
Artikel 8 
Die  Mitglieder· der  Versammlung 
. dürfen  wegen  der  in  Au,sübung  ihres 
Amtes zum Ausdruck gebrachten  Mei~ 
nungen  oder  abgegebenen  Stimmen 
weder Untersuchungsverfahren  unter-
worfen  noch  festgenommen  oder  ge-
richtlich verfolgt werden. 
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Diese Ausweise werden den  Beamten 
und sonstigen Bediensteten nach Maß:-. 
gabe  des  Statuts  ausgestellt,  das  in 
Artikel  212  dieses  Vertrags  vorge-
sehen ist. 
Die  Kommission  kann · Abkommen 
zur Anerkennung dieser Ausweise als 
im  Hoheitsgebiet  dritter  Länder  gül-
tige Reiseausweise schließen. 
A.rtikel 7 
Die  Reise  der  Mitglieder der Ver-. 
sammlung  zum  und  yom  Tagungsort 
der  Versammlung  unterHegt  keinen 
verwaltungsmäßigen  oder  sonstigen· 
Beschränkungen. 
Die  Mitglieder  der  Versammlung 
erhalten  bei  der  Zollabfertigung ·und 
Devisenkontrolle 
a)  seitens  ihrer  eigenen  Regierung 
dieselben  Erleichterungen  wie·  hohe 
Beamte, die sich in offiziellem Auftrag 
vorübergehend  ins Ausland  begeben: 
b)  seitens der Regiefungen der ande-
ren  Mitglied~taaten dieselben Erleich..i. 
terungen wie au!;ländische Regierungs-
vertreter  mit  vorübergehendem  offi-
ziellem Auftrag. 
Artikel 8 
Wegen  _einer  in  Ausübung  ihres 
Amtes  erfolgten  Äußerung  oder  Ab-
stimmung  dürfen  Mitglieder der  Ver-
sammlung  weder  in  ein  Ermittlungs-
verfahren ver;wickelt noch  festgenom·' 
men  oder verfolgt werden. PVI- EAG 
Ausweise  werden  den  Beamten  und 
sonstigen Bediensteten  nach Maßgabe 
des  Statuts  ausgestellt,  das  in  Ar-
tikel 186  dieses  Vertrags  vorgesehen 
ist. 
Die  Kommission  kann Abkommen 
zur Anerkennung dieser Ausweise als 
im Hoheitsgebiet dritter Länder gültige 
Reiseausweise schließen. 
Artikel 7 
Die  Reise  der Mitglieder der Ver-
sammlung  zum  und  vom  Tagungsort 
der  Versammlung  unterliegt  keinen 
verwaltungsmäßigen  oder  sonstigen 
Beschränkungen. 
Die  Mitglieder  der  Versammlung 
erhalten  bei  der  Zollabfertigung  und 
Devi  senkon  tro  11 e 
a)  seitens ihrer eigenen Regierung die-
selben  Erleichterungen  wie  hohe  Be-
amte,  die  sich  in  offiziellem  Auftrag 
vorübergehend  ins  Ausland  begeben; 
b)  seitens der Regierungen der ande-
ren Mitgliedstaaten dieselben  Erleich-
terungen wie ausländische Regierungs-
vertreter  mit  vorübergehendem  offi-
ziellem Auftrag. 
Artikel 8 
Wegen  einer  in  Ausübung  ihres 
Amtes  erfolgten  Äußerung  oder  Ab-
stimmung  dürfen  Mitglieder  der Ver-
sammlung  weder  in  ein  Ermittlungs-
verfahren  verwickelt  noch  festgenom-
men oder verfolgt werden. 
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Artikel 9 
Während der Dauer  der  Sitzungs-
pe~iode der Versammlung 
a)  genießen  ihre Mitglieder in  ihrem 
Heimatstaat  die  den  Parlamen:tsmit-
..  gliede·m ihres Landes zuerkannten Im-
munjtäten; 
'!>}  dürfen  ihre Mitglieder  im  Gebiete 
j~des  anderen  Mitgliedstaates  weder 
verh~iftet  noch  gerichtlich  verfolgt 
werden. 
Die Immunität schützt sie auch ·auf 
de~ Hin- und RüCkreise nach und von 
dein  Tagungsort  der  Versammlung. 
Bei Ergreifung auf frischer Tat kann 
·sie nicht geltend gemacht werden;  sie 
steht  auch  nicht  dem  Recht  der  Ver-
sammlung  entgegen, .  die  Immunität 
eines ihrer Mitglieder aufzuheben. 
24 
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Artikel 9 
Während  der  Dauer  der  Sitzungs~ 
periode der Versammlung 
. a)  steht ihren Mitgliedern im Hoheits-
gebiet  ihres  eigenen  Staates  die  .. den 
Parlamentsmitgliedern zuerkannte Un~ 
verletzlichkeit zu; 
b)  können ihre Mitglieder im Hoheits-
gebiet. jedes  anderen  Mitglied,staafes 
weder  festgehalten  ·noch  gerichtlidi 
verfolgt werden. 
Die  Unverletzlichkeit  besteht auch 
während  der · Reise  z_um  und . vom 
Tagungsort der Versammlung. 
Bei Ergreifung auf frischer Tat kann · 
die Unverletzlichkeit nicht geltend ge-
macht werden; sie steht .auch·nicht der 
Befugnis  der  Versammluhg  entgegen, 
die  Unverletzlichkeit .eines ·ihrer Mit-
glieder. aufzuheben. PVI-EAG 
Artikel 9 
Während  der  Dauer der  Sitzungs-
periode der Versammlung 
a)  steht ihren Mitgliedern im Hoheits-
gebiet  ihres  eigenen  Staates  die  den 
Parlamentsmitgliedern zuerkannte Un-
verletzlichkeit zu, 
b)  können ihre Mitglieder im Hoheits-
gebiet  jedes  anderen Mitgliedstaates 
weder  festgehalten  noch  gerichtlich 
verfolgt werden. 
Die  Unverletzlichkeit  besteht  auch 
während der Reise zum und vom Ta-
gungsort der Versammlung. 
Bei Ergreifung auf frischer Tat kann 
die Unverletzlichkeit nicht geltend ge-
macht werden; sie steht auch nicht der 
Befugnis  der  Versammlung  entgegen, 
die. Unverletzlichkeit eines ihrer Mit-
glieder aufzuheben. 
2$ ZWEITER TEIL 
Liste der Konsultationen 
des Europäischen Parlaments 
durch die Räte ·
,
 
'
.
·
 Art. 7 
Art. 14  Abs. 7 u. 
Art. 17  Abs. 1 
Art. 43  Abs. 2 
Art. 54  Abs. 1 u. 2 
Art. 56  Abs. 2 
Art. 57  Abs. 1 
Art. 57  Abs. 2 
Art. 63  Abs. 1 u. 2 
KONSULTATIONEN{') 
des Europäischen Parlaments durch den Rat 
auf Grund von Bestimmungen 
a)  des  EWG-Vertrages 
Regelungen  für  das  Verbot  von  Diskriminierungen  aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit 
---:- Änderung  der  Zeitfolge  der  Herabsetzungen  von  Zoll-
sätzen 
Maßnahmen  zur  Gestaltung  und  Durchführung  der  ge-
meinsamen Agrarpolitik 
Aufhebung  der  Beschränkungen  der  Niederlassungs-
freiheft 
Richtlinien  für  die  Koordinierung  der  Rechts- und Ver~ 
waltungsvorschriften, di.e  eine Sonderregelung des Nieder-
lassungsrechts für Ausländer vorsehen und aus Gründen 
der  öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit  oder  Gesundheit, 
gerechtfertigt sind 
Richtlinien  für  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Di-
plome,  Prüfungszeugnisse  und  sonstigen  Befähigungs-
nachweise 
Richtlinien  zur  Koordinierung  der  Rechts- und  Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aufnahme 
der Ausübung selbständiger Tätigkeiten 
Aufhebung der Beschr8.nkungen des freien Dienstleistungs-
verkehrs 
(')Artikel 149  EWG-Vertrag und Artikel  119  EAG-Vertrag haben folgenden  gleichen Wortlaut: 
,.Wird der Rat kraft  dieses  Vertrags  auf  Vorschlag  der  Kommission  tätig,  so  kann  er  Ände-
rungen  dieses  Vorschlags  nur  einstimmig  beschließen.  Solange  ein  Beschluß  des  Rats  nicht 
ergangen ist,  kann  die  Kommission  ihren  ursprünglichen  Vorschlag  ändern,  insbesondere  in 
den Fällen, in denen die Versammlung zu diesem Vorschlag gehört wurde." 
29 Art. 75  Abs. 1 
A.rt. 87  Abs; 1 
Art. 100 
Art. 106  Abs. 3 
Art. 126 
Art. 127 
Art. 133  Abs. 2 · 
Art. 201 
Art. 212 
A~t. 288  Abs. L 
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- Maßnahmen für eine 9emeinsame Verkehrspolitik (Art. 74)_ 
~  M~ßnahmen  ·zur Durchführung  des  Verbots von  Verein~:· 
barungen zwisChen Unternehmen, Beschlüss.en von Unter-· 
nehnu~nsvereinigungen . und  aufeinander  abgestimmte 
Verhaltensweisen  sowie  von  der. mißbräud:llichen  Aus- -
nutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Gemein-
-samen Markt (Art. 85 und 86) 
- Richtlinien  für  die  Angleichung  derjenigen  Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften  der  Mitgliedstaaten,.  die  sich 
unmittelbar  auf  den  Geineinsamen · Markt  auswirken, 
sofern deren Durchführung in einem oder ·mehreren Mit-
gliedstaaten eine Änderung vön gesetzlichen Vorschriften 
zur Folge hätte 
- Schrittweise  Beseitigung  von  Beschränkungen  solcher 
Transferierungen, die sich auf unsichtbare Transaktionen 
beziehen 
____:  Vorschriften  über  den  ganzen  oder  teilweis~n Wegfall 
der Anpassungsbeihilfen (Art. 125) und Bestimmung neuer 
Aufgaben für den Europäischen Sozialfonds. (Art. 123) 
- Erlaß  von  Vorschriften  zur  Durchführung  -des  Euro- · 
päis~en  Sozialfonds (Art: 124 bis 126) 
- Änderung der Zeitfolge der Herabsetzungen von  Zollsätzen 
in  den  überseeischen  Ländern  und  Hoheitsgebieten . 
(Art. 131) 
-'-- Bestimmungen über die Ablösung der Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten  (Art. 200)  durch Mittel der Gemeinschaft 
- Erlaß  und  Änd~rung des  Statuts  der  Beamten  und  der 
BeschäftigungsbedinglJngen  für  die  sonstigen  Bedien-
steten (Art. 186 EAG-Vertrag gleichlautend) 
- Abschluß von Abkommen zwischen der Gemeinschaft und 
einem oder m~hreren Staaten oder einer internationalen 
Organisation Art. 235 
Art. 236 
Art. 238 
Art. 31  u. 32 
Art. 76 
Art. 85 
Art. 90 
Art. 96 
Art. 98 
Art. 173 
Art. 186 
Vorschriften  zur Verwirklichung von Zielen im Rahmen 
des  Gemeinsamen  Marktes,  sofern  die  hierfür  erforder-
lichen  Befugnisse  im  Vertrag  nicht  vorgesehen  sind 
(Art. 203 EAG-Vertrag gleichlautend) 
Änderung  des  Vertrags  (Art. 204  EAG-Vertrag  gleich-
lautend) 
Abkommen  zur  Assoziierung  mit  einem  dritten  Staat, 
einer  Staatenverbindung oder  einer  internationalen  Or-
ganisation (Art. 206 EAG-Vertrag gleichlautend) 
b)  des  EAG-Vertrages 
Festlegung der Grundnormen für den  Gesundheitsschutz 
der  Bevölkerung  und  der  Arbeitskräfte  gegen  die  Ge-
fahren ionisierender Strahlungen (Art. 30) 
Änderung  der  Vorschriften  über  die  Versorgung  mit 
Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen 
- Anpassung  der  Bestimmungen  zur  Uberwachung  der 
Sicherheit hinsichtlich der Verwendung von Erzen,  Aus-
gangsstoffen und besonderen  spaltbaren Stoffen an neu 
eingetretene Umstände 
- Anpassung  der  Vorschriften  über  das  Eigentumsrecht 
der Gemeinschaft an neu eingetretene Umstände 
Erlaß von Richtlinien zur Beseitigung der auf die Staats-
angehörigkeit gegründeten Beschränk.ungen des Zugangs 
zu qualifizierten Beschäftigungen auf dem Kerngebiet 
Richtlinien  für  Maßnahmen  zur  Erleichterung  des  Ab-
schlusses  von  Versicherungsverträgen  zur  Deckung  von 
Gefahren auf dem Kerngebiet 
Festlegung von Bestimmungen zur Ablösung der Finanz-
beiträge  der  Mitgliedstaaten  (Art.  172)  durch  das  Auf-
kommen aus Umlagen 
Erlaß und Änderung des Statuts der Beamten und der Be-
schäftigungsbedingungen  für  die  sonstigen  Bediensteten 
(Art. 212 EWG-Vertrag gleichlautend) 
31 . Art. 203 
Art. 204 
Art. 206  .. 
32 
~  Vocscbriften zur Verwirklichung· im Rahmen des Gemein-
samen  Ma~ktes;  _  sofern die·. hierfür· erforderlidüm Befug-
nisse im Vertrag: nicht  vorge.sehen. sind  {Art. 235  EWG-
Vei"trag gleidllautend)  · ' 
.:.........  And~rung des  V  ertra~s  {Art.  236  EWG-Vertrag  gleich- . 
_lautend) 
-:- Abkommen  zur. AssozÜeru~g niit  einem  dritten  ~taat, 
einer Staatenverbind11ng oder  einer internationalen  Or-
ganisatiop.._(Art. 238 EWG-V:ertrag gleidllautend) DRITTER  TEIL 
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